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1
Struktur der LAGA 

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) besteht aus der LAGA-Vollversammlung als dem Leitungsgremium sowie den untergeordneten Hauptausschüssen:

· Ausschuss für Fragen der Produktverantwortung und der Rücknahmepflicht (APV),

· Ausschuss für abfalltechnische Fragen (ATA),

· Ausschuss für Abfallrecht einschließlich EU-Recht (ARA).

Ergänzend zu den Hauptausschüssen waren in 2004 folgende ad-hoc-Unterausschüsse im Auftrag der ACK bzw. UMK über den Zeitraum von einem Jahr hinaus tätig:

· Bund-Länder AG im Rahmen der LAGA „Vereinheitlichung der Untersuchung und Bewertung von mineralischen Abfällen“:

Die ständige Bund-Länder AG, die im Auftrag der 49. UMK die „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“ und die bisher verabschiedeten Technischen Regeln an das gültige Wasser- und Bodenschutzrecht anpasste, wurde aufgelöst (vgl. Bericht der LAGA zur 63. UMK, TOP 24).

· AG zur „Konkretisierung der Deponierichtlinie“:

Durch die „Entscheidung des Rates vom 19.12.02 zur Festlegung von Kriterien und Verfahren für die Annahme von Abfällen auf Abfalldeponien“ ist die Konkretisierung der EU-Deponierichtlinie erfolgt. Die ständige AG hat damit ihre Arbeit abgeschlossen und ist aufgelöst.

Für konkrete Aufgaben, deren Erledigung innerhalb eines Jahres erwartet werden kann, werden jeweils unter der Federführung eines Hauptausschusses Ad-hoc-AGs eingesetzt; diese waren im Berichtszeitraum:

	Nr.
	Name der AG
	Federführung/
Obmannschaft
	Arbeitsauftrag durch
	Aufgabe / Bearbeitungsstand

	1
	Novellierung der EG-Abfallverbringungsverordnung
	ARA;
Obmann
Herr Werneburg, HE
	76. LAGA, TOP 21
	Begleitung der Beratungen zur Novellierung der Abfallverbringungsverordnung

	2
	Entsorgungsfachbetriebe, Erfahrungen und Konsequenzen
	ARA;
Obfrau 
Frau Hennicke, HH
	80. LAGA, TOP 14
	Überarbeitung der Vollzugshilfe „Zustimmung zu Überwachungsverträgen / Anerkennung von Entsorgergemeinschaften“;

Bericht zur 88. ARA-Sitzung vorgesehen

	3
	Deponietechnische Vollzugsfragen
	ATA;

Obmann 
Herr Bräcker, NI
	81. LAGA, TOP 11
	Konkretisierung der Maßstäbe für Ausnahmeregelungen gemäß § 14 Abs. 6 DepV u.a. (abgeschlossen);

Beurteilung von Abdichtungskomponenten für Deponien;

Erörterung zur 84. LAGA-Sitzung vorgesehen, Fortführung vorgesehen

	4
	Mitarbeit der LAGA in der deutschen und europäischen Normung
	ATA;

Obmann 
Dr. Furtmann, NW
	81. LAGA, TOP 17
	Erarbeitung eines Lösungsvorschlags und Vorschlag zu dessen Finanzierung (abgeschlossen);

Haushaltsansatz 2005 für das Länderfinanzierungsprogramm (abgeschlossen);

Errichtung des LAGA-Normungs-Forums

	5
	EUDIN-Schnittstelle
	ATA;

Obmann Herr Koß, NW
	81. LAGA, TOP 19
	Definition einer Datenschnittstelle nach Maßgabe der novellierten EU-Abfallverbringungsverordnung;

Bericht zur 84. LAGA-Sitzung vorgesehen

	6
	Vereinheitlichung der Siedlungsabfallbilanzen
	ATA;

Obfrau
Frau Oldenbruch, BMU
	81. LAGA, TOP 12;

83. LAGA, TOP 18

BLAK-NE in Verbindung mit 33. ACK / 62. UMK
	Erarbeitung einer Vorlage für eine einheitliche Siedlungsabfalldefinition im Hinblick auf eine Vereinheitlichung der Siedlungsabfallbilanzen (abgeschlossen);

Erarbeitung eines Vorschlags für einen Nachhaltigkeitsindikator „Abfall und Verwertung“

	7
	Analysenverfahren
	ATA;

Obmann Herr Dr. Barrenstein, NW
	60. ATA, TOP 5
	Erarbeitung einer matrix- und fragestellungsspezifischen Auswertungsregel zur Bestimmung von Kohlenwasserstoffen (abgeschlossen)


2
Durchgeführte Sitzungen der LAGA und ihrer Hauptausschüsse

Im Berichtszeitraum Januar bis Dezember 2004 wurden folgende Sitzungen der LAGA-Vollversammlung sowie der Hauptausschüsse durchgeführt:

	LAGA-Vollversammlung:

	82. Sitzung:
	am 23./24.03.04 in Speyer 

	83. Sitzung:
	am 13./14.09.04 in Koblenz

	
	


	Ausschuss für Fragen der Produktverantwortung und der Rücknahmepflicht (APV):

	11. Sitzung:
	am 20./21.01.04 in Mainz

	12. Sitzung:
	am 02./03.06.04 in Speyer

	
	

	Ausschuss für abfalltechnische Fragen (ATA):

	62. Sitzung:
	am 03./04.02.04 in Bad Kreuznach

	63. Sitzung:
	am 22./23.06.04 in Speyer

	
	

	Ausschuss für Abfallrecht einschließlich EU-Recht (ARA):

	86. Sitzung:
	am 17./18.02.04 in Mainz

	87. Sitzung:
	am 06./07.07.04 in Speyer


3
Arbeitsaufträge der ACK/UMK an die LAGA

Gemäß Arbeitsauftrag der 61. sowie der 62. UMK wurde von der LAGA zur 62. sowie zur 63. UMK jeweils ein aktualisierter Bericht zur Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung vorgelegt. Die Berichte wurden von den jeweiligen Umweltministerkonferenzen zur Kenntnis genommen.

Folgende Arbeitsaufträge der ACK bzw. UMK stehen für die Zukunft aus:

	Nr.
	Arbeitsauftrag
	Arbeitsauftrag durch

	1
	Harmonisierung der Internetauftritte der Arbeitsgremien an die Struktur und Gestaltung der Internetpräsentation der UMK in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des BLAK UIS bis Ende 2005;

Berücksichtigung von Standards wie Plattformunabhängigkeit, Barrierefreiheit nach BITV, Auffindbarkeit der öffentlichen Inhalte im GEIN sowie in kommerziellen Suchmaschinen bei wesentlichen Änderungen des Internet-Auftrittes der Arbeitsgremien
	61. UMK, TOP 23


4
Schwerpunktthemen der LAGA im Jahr 2004

4.1
Fortschreibung der LAGA-Mitteilung 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“

Nach der Verabschiedung des „Allgemeinen Teils“ mit Beschluss der 32. ACK am 06.11.03 wurde die LAGA-Mitteilung 20 in folgenden Teilen überarbeitet:

a) Teil II: Technische Regeln für die Verwertung - II.1.2 Bodenmaterial (TR Boden) und 

b) Teil III „Probenahme und Analytik“.

Die Mitteilung 20 der LAGA soll die Verwertung von mineralischen Abfällen durch einheitliche Regelungen fördern und dabei die Schadlosigkeit der Verwertung sicherstellen. Zudem sollen behördliche Einzelentscheidungen minimiert werden, um so einen Beitrag zur Deregulierung zu leisten.

Grundlage für die Überarbeitung war der Beschluss der 49. UMK am 05./06.11.97, TOP 13.16, womit die LAGA beauftragt wurde, „die Anforderungen (an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen) und die bisher verabschiedeten Technischen Regeln (bekannt als LAGA-Mitteilung 20) nach Verabschiedung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des entsprechenden untergesetzlichen Regelwerkes unter Berücksichtigung der derzeitigen Vorschriften gegebenenfalls anzupassen“. Zusätzlich wurde anlässlich der 26. ACK am 11./12.10.00, TOP 53.2, die LAGA gebeten, die Empfehlung der Arbeitsgruppe „Harmonisierung bodenbezogener Werteregelungen“ zu übernehmen und ggf. zu konkretisieren.

Die 63. UMK hat die Fortschreibung der LAGA-Mitteilung 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Regeln“ um den Teil II.1.2 „Bodenmaterial“ („Technische Regeln Boden“) und Teil III „Probenahme und Analytik“ zur Kenntnis genommen, jedoch der mit Beschlussvorschlag angeregten Veröffentlichung derselben nicht zugestimmt. Des Weiteren hat u.a. die Mehrheit der Länder per Protokollnotiz erklärt, sie werde die Technischen Regeln „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Regeln“ in ihren Ländern veröffentlichen und in den Vollzug übernehmen.
Auf die Überarbeitung weiterer Teile der LAGA-Mitteilung 20 ist auf Grund des von der LAGA nicht lösbaren Dissenses mit den Recyclingverbänden verzichtet worden. Die LAGA hat daher bereits in der 82. Sitzung am 23./24.03.04 die Bund-Länder AG im Rahmen der LAGA „Vereinheitlichung der Untersuchung und Bewertung von mineralischen Abfällen“ aufgelöst. Des Weiteren hat die LAGA in dieser Sitzung das Vorsitzland gebeten, Empfehlungen für eine „Verordnung über die Verwertung von mineralischen Abfällen in technischen Bauwerken“ zu erarbeiten. Diese Empfehlungen werden jedoch nach den Beratungen in der 83. LAGA-Sitzung vorerst nicht weiterverfolgt (der Entwurf wurde nachrichtlich der 63. UMK vorgelegt).

4.2 Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung

Die UMK hat auf ihrer 58. Sitzung unter TOP 10 die Thematik der Umsetzung der Ablagerungsverordnung behandelt und die LAGA aufgefordert, zu berichten

· welche Maßnahmen die Länder ergriffen haben, um die Vorgaben der Ablagerungs-VO gegenüber den Deponiebetreibern, die zur Zeit noch unvorbehandelte Abfälle ablagern, durchzusetzen und

· für welche Mengen zusätzliche Vorbehandlungskapazitäten errichtet oder verfügbar gemacht werden müssen. 

Der von der LAGA zur 60. UMK (TOP 20) vorgelegte Bericht „Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung“ (Stand 05.05.03) sowie die zur 61. UMK (TOP 9) vorgelegten Fortschreibungen (Stand 15.10.03) wurden zur Kenntnis genommen. Die LAGA hat im Berichtszeitraum die 2. und die 3. Fortschreibung (Stand 25.03.04 bzw. 31.08.04) des Berichtes erstellt, die ebenfalls von der UMK zur Kenntnis genommen wurden.

4.3 Eignungsbeurteilung von Abdichtungskomponenten

Bei der Oberflächenabdichtung von Deponien kommt insbesondere den in Anhang 1 Nr. 2 der DepV enthaltenen Regelungen über gleichwertige Systemkomponenten und gleichwertige Kombinationen von Systemkomponenten sowie den Möglichkeiten für Ausnahmen des § 14 Absatz 6 DepV große Bedeutung zu. Unter beiden Aspekten besteht im Vollzug das Erfordernis, die Eignung von Komponenten für Deponieabdichtungssysteme insbesondere bei neuen Produkten in einer kompetenten und unabhängigen Eignungsfeststellung zu prüfen. Diese Eignungsfeststellungen führen zu erheblichen Erleichterungen und zur Vereinheitlichung im Vollzug. 

Die LAGA hat die Ad-hoc-AG „Deponietechnische Vollzugsfragen“ beauftragt, Eignungsfeststellungen anlassbezogen und projektunabhängig durchzuführen, soweit keine Eignungsbeurteilung durch die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung (BAM) in Berlin oder eine andere bundeseinheitlich bestimmte Stelle erfolgt. 

Die Ad-hoc-AG hat bislang für 4 Gruppen von Abdichtungssystemen Bedarf für eine Eignungsprüfung erkannt. In der Zwischenzeit wurden wesentliche Vorarbeiten zur Standardisierung sowie zur rechtlichen Absicherung der Eignungsbeurteilung durchgeführt. Die Ad-hoc-AG hat sich auf Anraten des BMU wegen der Einbindung privater Dritter (Abdichtungsanbieter) eine Geschäftsordnung gegeben und „Allgemeine Grundsätze der Eignungsbeurteilungen“ (Stand 10.09.04; Beratung in der 64. ATA-Sitzung vorgesehen) erarbeitet. Die Beantragung der Verlängerung der Ad-hoc-AG über die Frist von einem Jahr bis zum 31.12.07 ist vorgesehen. 

4.4 Harmonisierung der Siedlungsabfallbilanzen

Unterschiedliche Definitionen für Siedlungsabfälle durch die Länder und die amtliche Statistik führen dazu, dass die Siedlungsabfallbilanzen der Länder nicht zu einer in sich stimmigen Siedlungsabfallbilanz des Bundes zusammengetragen werden können. Aus demselben Grund ist die Entwicklung einheitlicher, zwischen den Bundesländern vergleichbarer Indikatoren nicht möglich. Eine einheitliche Siedlungsabfalldefinition könnte dagegen auch geeignet sein, jährliche Erhebungen, die in Zusammenhang mit der Novellierung des UStatG ab 2006 vorgesehen sind, zu vereinfachen.

Vor diesem Hintergrund hat die LAGA den Bund zusammen mit den Vertretern einiger Bundesländer und des Statistischen Bundesamtes gebeten, eine Vorlage für eine einheitliche Siedlungsabfalldefinition im Hinblick auf eine Vereinheitlichung der Siedlungsabfallbilanzen zu erarbeiten.

Als Ergebnis lässt sich folgendes feststellen:

· Es wurde ein Vorschlag für eine einheitliche Siedlungsabfalldefinition vorgelegt. 

· Weiterhin wurde eine Zuordnung der entsprechenden Abfallschlüssel zu Haushaltsabfällen und sonstigen Siedlungsabfällen getroffen. 

· Einheitliche Siedlungsabfallbilanzen lassen sich daraus nicht ableiten. Da in den Ländern überwiegend nur Angaben über die den ÖRE nach § 13 KrW-/AbfG überlassenen Abfälle sowie die durch beauftragte Dritte gem. § 16 KrW-/AbfG gesammelten und entsorgten Abfälle vorliegen, ist lediglich bei der den Haushaltsabfällen zuzurechnenden Abfallkategorie „Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle gemeinsam über die öffentliche Müllabfuhr eingesammelt“ davon auszugehen, dass vergleichbare Daten vorliegen, auf deren Grundlage auch vergleichbare Indikatoren berechnet werden können. Die Vermeidung von Doppelerhebungen bei den ÖRE zum Einsammeln, Befördern und Verbleib von Abfällen durch Landesumweltbehörden und Statistik ist grundsätzlich möglich. Die in der AG vertretenen Landesumweltbehörden sind ab Berichtsjahr 2004 aufgrund überwiegend abfallschlüsselscharfer Erhebungen grundsätzlich in der Lage, der Statistik die erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen. 

4.5 Rahmenbedingungen zur Führung eines Mengenstromnachweises nach der Verpackungsverordnung

Im Bereich der haushaltsnahen Erfassung und Entsorgung von Verpackungen entstehen derzeit konkurrierende duale Systeme. Gleichzeitig ist eine wachsende Anzahl von Selbstentsorgern sowie Selbstentsorgergemeinschaften am Markt für die Sammlung und Entsorgung von Verpackungen tätig. 

Bislang hat die LAGA nur die Rahmenbedingungen für Systeme mit Stand 03.02.1999 zur Kenntnis genommen. Für Selbstentsorger wurden eigens Rahmenbedingungen formuliert, die jedoch genauso wie die überarbeiteten Rahmenbedingungen für Systeme nicht verabschiedet wurden und somit lediglich als Arbeitspapiere der LAGA gehandhabt werden. Dennoch dienen sie den Produktverantwortlichen und Sachverständigen in allen Ländern als Orientierungshilfe dafür, welche Anforderung die Vollzugsbehörden an die Dokumentation über die Einhaltung der Rücknahme- und Verwertungspflichten stellen. Der APV hat sich dem entsprechend im Berichtszeitraum mehrfach mit Fragestellungen im Zusammenhang mit dem Mengenstromnachweis befasst.

Verschiedene Unternehmen, Verbände sowie Sachverständige haben konstruktive Kritik an den Anforderungen der Rahmenbedingungen geübt und praxisgerechte Änderungsvorschläge vorgetragen. Dabei ist deutlich geworden, dass durch die zunehmende Diversifizierung im Entsorgungsmarkt für Verpackungen die Notwendigkeit wächst, einheitliche Anforderungen und Standards für den Vollzug der Verpackungsverordnung festzulegen, die die wesentlichen Eckpunkte für einen fairen Wettbewerb aller Marktteilnehmer gleichermaßen regeln.

Die LAGA hat deshalb den APV gebeten, die Rahmenbedingungen für Selbstentsorger und Systeme zu aktualisieren. Dabei soll eine weitgehende Angleichung der Anforderungen für Selbstentsorger und Systeme im Vordergrund stehen. Ein weiteres Ziel ist eine Beschränkung der Anforderungen auf das Wesentliche im Hinblick auf die Maßgaben der VerpackV.

4.6 Fortschreibung des LAGA-Elektronik-Altgeräte-Merkblattes

Die Fortschreibung des im Jahr 2000 verabschiedeten LAGA-Elektro-Altgeräte-Merkblattes war aufgrund geänderter rechtlicher Rahmenbedingungen (Abfallverzeichnisverordnung, TA Luft, VO/EG 2037/2000) erforderlich geworden. Die Fortschreibung wurde von der 33. ACK, TOP 20, zur Kenntnis genommen.

4.7 EU-Themen mit langfristiger Bedeutung

Die LAGA sieht die Notwendigkeit, sich künftig verstärkt und zeitgerecht EU-Themen zu widmen. Folgende Arbeitsthemen werden als langfristig bedeutend für Deutschland eingeschätzt und daher von einzelnen Ländern schwerpunktmäßig bearbeitet, indem die Entwicklungen auf nationaler und europäischer Ebene verfolgt und die wichtigsten Aktivitäten und wesentlichen Entwicklungen für die LAGA aufgezeigt werden:

· Daseinsvorsorge

· Begriffsbestimmungen Abfall / Nicht-Abfall und Verwertung / Beseitigung

· Mitverbrennung von Abfällen

Eine erste Beratung zu den Arbeitsthemen fand in der 83. LAGA-Sitzung statt.

4.8 Abfallverbringung und EU-Erweiterung

Das BMU hatte der 82. LAGA über das Ergebnis der EU-Beitrittsverhandlungen und die Chancen und Risiken der EU-Erweiterung für die Abfallwirtschaft berichtet. Danach hatte Polen im Rahmen der Beitrittsverhandlungen ein Importverbot für Abfälle zur Beseitigung zugesagt, um die schrittweise Umsetzung der EG-Deponierichtlinie zu gewährleisten. Obwohl diese Verpflichtung Bestandteil des gemeinsamen Standpunktes des Rates der EU wurde, hat Polen das Importverbot bislang nicht in seiner nationalen Gesetzgebung vorgesehen. Damit besteht die Gefahr, dass Abfälle deutscher Herkunft unter Umgehung der Anforderungen der Abfallablagerungsverordnung in polnische Beseitigungsanlagen gelangen. 

Mit Auftrag der LAGA hat der ARA deshalb die Zulässigkeit der generellen Erhebung von Einwänden gemäß Art. 4 (3) b) i) EG-Abfallverbringungsverordnung gegenüber Verbringungen von Abfällen zur Beseitigung nach Polen geprüft.

Das folgende Ergebnis des ARA wurde mit Beschluss der LAGA (83. LAGA-Sitzung, TOP 26) bestätigt:

1. Die LAGA stellt fest, dass ein abstrakt-generelles Verbringungsverbot für Abfälle zur Beseitigung nach Polen nicht besteht und deshalb eine generelle Einwandserhebung nicht möglich ist.

2. Die LAGA empfiehlt den Ländern, bei einer Verbringung von Abfällen zur Beseitigung nach Polen Einwände in jedem Einzelfall nach Art. 4 Abs. 3 AbfVerbrV zu prüfen.

Der ARA hat sich zudem mit den durch den Beitrittsvertrag erweiterten Einwandsgründen für die Verbringung von Abfällen zur Verwertung nach Polen beschäftigt und folgenden von der LAGA (82. Sitzung, TOP 16) bestätigten Beschluss gefasst:

1. Die im EU-Betrittsvertrag mit Polen vorgesehene Möglichkeit, für bestimmte Abfälle auch bei einer Verbringung zur Verwertung die im Bereich der Abfallbeseitigung geltenden Einwände zu erheben, gilt auch für die Behörden des Herkunftsstaates.

2. Soweit dabei gemäß Art. 4 Abs. 3 a) i) der EG-AbfVerbrV auf das Prinzip der Nähe bzw. der Entsorgungsautarkie abgestellt wird, sind die für die Abfallbeseitigung geltenden Grundsätze des Art. 5 der Abfallrahmenrichtlinie entsprechend auf die Abfallverwertung anzuwenden.

5
Berichte der LAGA

5.1
Berichte der LAGA an die ACK / UMK

Im Berichtszeitraum Januar bis Dezember 2004 wurden folgende Berichte gegenüber der ACK / UMK vorgelegt:

· Bericht über die Ergebnisse des Abstimmungsgespräches der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) und der Leiterkonferenz Straßenbau der Länder (LKS) über die Zusammenarbeit der Umwelt- und der Straßenbauverwaltung bei der Erarbeitung von Anforderungen an die Verwertung von mineralischen Abfällen vom 16.03.04

· LAGA-Merkblatt „Technische Anforderungen zur Entsorgung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten sowie zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen zur Entsorgung von Elektro- und Elektronik-Altgeräten“ (Endfassung vom 24.03.04)

· 2. und 3. Fortschreibung zum „Bericht zum Stand der Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung“ (Stand 25.03.04 bzw. 31.08.04)

· Analysevorschrift für Kohlenwasserstoffe „Bestimmung des Gehaltes an Kohlenwasserstoffen in Abfällen – Untersuchungs- und Analysestrategie – Kurzbezeichnung KW/04“, Stand 11.05.04

· LAGA-Mitteilung 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“ 

· Teil II : Technische Regeln für die Verwertung - II.1.2 Bodenmaterial (TR Boden), Stand: 31.08.04

· Teil III: Probenahme und Analytik, Stand: 31.08.04

5.2
Interne Berichte der LAGA

Im Berichtszeitraum Januar bis Dezember 2004 wurden die folgenden internen Berichte erstellt:

· Fachliche Eckpunkte für die Beurteilung von Ausnahmeanträgen nach § 14 Absatz 6 Deponieverordnung (Stand 04.04.02); beraten in der 82. LAGA-Sitzung, TOP 13

· Bericht der Bund-Länder-AG zur Vereinheitlichung der Siedlungsabfallbilanzen; zur Kenntnis genommen in der 83. LAGA-Sitzung, TOP 18.

